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Europa Aktuell 1/2008 
 
 
Neue Förderschiene im Bereich Gemeindepartnerschaftsinformation 
 
Die EU-Kommission plant im Bereich des Gemeindepartnerschaftsprogramms eine 
neue Förderschiene, mit welcher die aktive Programminformation und Unterstützung 
von Antragstellern in den Mitgliedstaaten vorangetrieben werden soll. Ziel dieser 
unterstützenden Maßnahmen ist es, die Gemeinden vor Ort über die Inhalte und 
Möglichkeiten des EU-Gemeindepartnerschaftsprogramms zu informieren und damit 
eine höhere Beteiligung an den Ausschreibungen bzw. „buntere“ Programmvorschläge 
zu erhalten. Angesprochen sind v.a. Gemeindebünde auf nationaler Ebene oder 
Zusammenschlüsse mehrerer regionaler oder europäischer Gemeindeverbände. Diese 
können sich an der für März 2008 geplanten Ausschreibung beteiligen, wobei jeder 
Antrag einen Aktionsplan für ein ganzes Jahr enthalten muss. Dieser hat die geplanten 
Aktivitäten detailliert aufzuzeigen, aufgrund des Pilotcharakters des Projekts kann mit 
der Umsetzung der Aktionspläne und der Ausschüttung der Förderungen allerdings erst 
im Jahr 2009 gerechnet werden. 
In einem Treffen mit Vertretern der Europäischen Kommission und der für 
Gemeindepartnerschaften zuständigen Exekutivagentur war zu erfahren, dass diese 
Maßnahmen sowohl Seminare, Publikationen oder den Aufbau von Internet-Tools 
umfassen können. Wichtig ist der einfache Zugang zu Informationen, eine möglichst 
große Breitenwirkung und ein allen Gemeinden zugängliches Angebot. Letzteres ist 
auch der Grund, weshalb nationalen Verbänden bei der Antragstellung der Vorrang 
gegeben werden dürfte.  
Diese Programmschiene ist auf jeden Fall zu befürworten da sie umfassende 
Informationsvermittlung und Hilfestellungen auf nationaler Ebene zum Ziel hat. Für 
Österreich stellt sich die Frage, ob der Österreichische Gemeindebund diese Aufgabe 
übernehmen kann oder ob er sie in seine internationale Bürgermeisterakademie 
integrieren sollte. Möglich wäre auch die Übernahme der Patronanz über den 
Aktionsplan, sollten sich ein oder mehrere Landesverbände für die Projektträgerschaft 
interessieren.  
Die zu erwartenden Förderungen sind jedenfalls mit 80% der Gesamtkosten großzügig, 
bei einem Gesamtbudget von 920.000€ und 27 geförderten Projekten kann jedes 
unterstützte Projekt mit gut 34.000€ rechnen.    
 
http://ec.europa.eu/citizenship/action1/measure2_en.html 
 
 
Integration in Städten und Gemeinden 
 
Im Rahmen eines Sozialpartnerdialogs, an dem sich auch die RGRE-
Arbeitgeberplattform beteiligte, wurde am 31. Jänner in Brüssel über 
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Integrationsmaßnahmen von Städten und Gemeinden diskutiert. Die Diskussion wurde 
rund um den CLIP-Bericht (Cities for Local Integration Policies) der Dublin-Foundation 
strukturiert, welcher Integrationsmaßnahmen in 25 europäischen Städten vergleicht. Im 
Mittelpunkt stehen Integration im Rahmen kommunaler Personalpolitik sowie 
integrationsfördernde Dienstleistungen der Städte. CLIP umfasst v.a. mittelgroße und 
große Städte, die Ergebnisse der Studie, die derzeit nur als Entwurf vorliegt, können 
jedoch auch für kleinere Gemeinden von Interesse sein.  
Schwierig gestaltet sich in allen Städten die Quantifizierung der Mitarbeiter mit 
Migrationshintergrund, da diese Daten oft nicht erfasst werden. Es wird allerdings davon 
ausgegangen, dass die Stadt Stuttgart, wo 10% des städtischen Personals nicht 
deutscher Herkunft sind, zu den Vorreitern zählt. Erfasst werden sämtliche städtische 
Aufgaben von der Verwaltung bis zur Müllabfuhr, wobei die Migrantenquote in den 
Abteilungen, wo manuelle Tätigkeiten zu verrichten sind, steigt.  
Die identifizierten Probleme bei dieser Form der Integration können sicher auf kleine 
Gemeinden umgelegt werden: Personalabbau und Aufnahmestop sind der ethnischen 
Diversifizierung ebenso wenig förderlich wie bestimmte gesetzliche Anforderungen an 
Dienstnehmer (Inländereigenschaft). Auch die geforderten Sprachkenntnisse sollten sich 
eher an der ausgeübten Tätigkeiten orientieren (funktionelle Sprachkenntnisse) und 
nicht abstrakt geprüft werden.  
Die Studienautoren gehen für Europa von 4,5% der Beschäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung und Verteidigung mit Migrationshintergrund aus.  
Der zweite Teil der Studie befasst sich mit dem Angebot spezieller Dienste für 
Migranten. Hier stellen die damit verbundenen Kosten in Verbindung mit allgemeiner 
Personalknappheit die größte Hürde dar. Zudem fehlen oftmals das Wissen über 
Bedürfnisse und Erwartungen der Migranten sowie Ansprechpartner mit 
Vertretungsfunktion auf Migrantenseite. Allgemein liegt der Schwerpunkt der 
Dienstleistungen auf Sprachkursen und Übersetzungsdiensten, einige Städte 
beschäftigen Migranten in der Meldebehörde, wo sie als Vertrauenspersonen für 
Neuankömmlinge fungieren.  
Die goldene Regel für eine erfolgreiche Integrationspolitik heißt jedoch ohne klares 
Bekenntnis seitens der Politik und Engagement der gesamten Verwaltung geht gar 
nichts. Und diese Regel gilt sowohl für große Städte und kleine Gemeinden.  
Ein detaillierter Bericht über den Sozialpartnerdialog kann beim Brüsseler 
Gemeindebundbüro angefordert werden.  
 
 
Startschuss für Bürgermeisterkonvent  
 
Im Rahmen der europäischen Woche der nachhaltigen Energie, die von 28. Jänner bis 
1. Februar stattfand, erfuhr der europäische Bürgermeisterkonvent für Energie seine 
Initialzündung. Über die Vorbereitungen wurde bereits im letzten Europa Aktuell 
berichtet.  
Wie Energiekommissar Piebalgs erläuterte, wird der Bürgermeisterkonvent zu den 
Prioritäten seines Ressorts zählen und mit einem eigenen Sekretariat ausgestattet 
werden. Städte und Gemeinden, die am Bürgermeisterkonvent teilnehmen möchten, 
müssen sich zur Übererfüllung der europäischen CO2-Einsparungsziele verpflichten. 
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Die Teilnahme am hauptsächlich virtuellen Konvent ermöglicht v.a. den europaweiten 
Austausch guter Praktiken, die Selbstverpflichtung soll helfen, die gesetzten Ziele auch 
ernst zu verfolgen und der eigenen Bevölkerung zu kommunizieren. In der direkten 
Zusammenarbeit zwischen Kommission und Kommunen sieht Kommissar Piebalgs den 
entscheidenden Vorteil des Bürgermeisterkonvents: Den Bürgern werden vor Ort die 
positiven Effekte europäischer Politik vor Augen geführt, die Umsetzung der 
Einsparungsziele wird als Steigerung der Lebensqualität erlebbar gemacht.  
In Kürze wird die EU-Kommission eine öffentliche Konsultation zum 
Bürgermeisterkonvent starten, bis zur tatsächlichen Auftakt- und Signaturveranstaltung 
Ende 2008 werden Vorfeldveranstaltungen zur Information und Bewusstseinsbildung 
stattfinden. Dem ersten Aufruf, der auch vom Österreichischen Gemeindebund 
kommuniziert wurde, folgten 95 Kommunen in ganz Europa, darunter auch Lassee, 
Stockerau und Wien.   
Ein ausführlicherer Bericht zur Initialveranstaltung sowie zu den Zielen des 
Bürgermeisterkonvents kann beim Brüsseler Gemeindebundbüro angefordert werden.  
 
http://www.managenergy.net/products/R2008.htm# 
 
 
Wasserdiskussion im Ausschuss der Regionen 
 
In der AdR-Fachkommission für nachhaltige Entwicklung stand am 10. Jänner die 
Abstimmung der Stellungnahme zur Kommissionsmitteilung Wasserknappheit und Dürre 
auf der Tagesordnung. Hier zeigte sich wieder deutlich der unterschiedliche Zugang 
europäischer Regionen zum Thema Wasser. Der südspanische Berichterstatter, der 
sich in seinem Stellungnahmeentwurf für eine größtmögliche Wassersolidarität und eine 
europäische Wasserpolitik ausgesprochen hatte, sah sich einer wahren Flut von 
Änderungsanträgen gegenüber, die seine, im übrigen dem Subsidiaritätsprinzip und den 
geltenden Verträgen widersprechenden Forderungen, in die Schranken wiesen. Mithilfe 
von 79 Änderungsanträgen, viele davon aus Österreich, Deutschland aber auch 
anderen spanischen Regionen, wurde aus einem valenzianischen Entwurf ein 
europäischer, der nun auch von österreichischer Seite unterstützt werden kann.  
Die Abstimmung im Plenum findet Anfang April statt.  
 
http://www.cor.europa.eu/de/presentation/deve.asp 
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Europa Aktuell 2/2008 
 
 
Neue Schwellenwerte für EU-Vergaberichtlinien 
 
Seit 1. Jänner 2008 gelten neue EU-Schwellenwerte für die Vergabe von öffentlichen 
Bau- und Dienstleistungsaufträgen.  
Die Richtlinie 2004/17/EG zur Koordinierung der Zuschlagserteilung im Bereich der 
Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie der Postdienste wurde 
folgendermaßen geändert: In Art. 16 wurden die Schwellenwerte für öffentliche Liefer- 
und Dienstleistungsaufträge auf 412.000 € und für öffentliche Bauaufträge auf 5,15 Mio. 
€ herabgesetzt. In Art. 61 wurden die Schwellenwerte für Wettbewerbe auf 412.000 € 
korrigiert.  
Art. 7 der Richtlinie 2004/18/EG über die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe 
öffentlicher Bauaufträge, Lieferaufträge und Dienstleistungsaufträge bestimmt den 
Schwellenwert für öffentliche Liefer- und Dienstleistungsaufträge von zentralen 
Regierungsbehörden mit 133.000 €, für öffentliche Liefer- und Dienstleistungsaufträge 
von anderen öffentlichen Auftraggebern bzw. im Verteidigungsbereich mit 206.000 € 
und für öffentliche Bauaufträge mit 5,15 Mio. €. 
Diese geänderten Schwellenwerte finden auch auf die Bestimmungen der Art. 8 
(öffentlich subventionierte Aufträge), Art. 56 (Baukonzessionen), Art. 63 (von 
Konzessionären vergebene Aufträge) sowie 67 (Wettbewerbe) Anwendung. 
 
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2007:317:0034:0035:EN:PDF 
 
 
Vertragsverletzungsverfahren im Vergaberecht 
 
Deutschland wird in 2 Fällen, die jeweils von unterlegenen Mitbewerbern angezeigt 
wurden, vor den Europäischen Gerichtshof gebracht. Im ersten Fall wird die EU-
Kommission Deutschland wegen der Vergabe eines Auftrags über die Lieferung einer 
Softwareanwendung verklagen, der direkt zwischen zwei Körperschaften des 
öffentlichen Rechts, die Datenverarbeitungsdienste für Kommunen erbringen, ohne 
Ausschreibung geschlossen wurde. Dabei erhielt die Anstalt für Kommunale 
Datenverarbeitung in Bayern (AKDB) ausschreibungsfrei den Auftrag, eine 
Softwareanwendung für Fahrzeugzulassungen, die sie für Kommunen in Bayern 
entwickelt hatte, der Datenzentrale Baden-Württemberg zu liefern, die diese Software in 
ihren Datenzentren für die Kommunen in Baden-Württemberg einzusetzen gedachte. 
Im zweiten Fall wird Deutschland eine mit Gründen versehene Stellungnahme zu einem 
Dienstleistungsauftrag über die Entsorgung von Bioabfall übermittelt, den die Stadt Bonn 
ohne Ausschreibung an ein privates Unternehmen vergeben hat. Dem 1997 
geschlossenen kombinierten Vertrag zufolge ist die Stadt verpflichtet, den von dem 
privaten Partner angelieferten Haushaltsabfall in ihrer Verbrennungsanlage zu 
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entsorgen, während sich der private Partner seinerseits verpflichtet hat, den von der 
Stadt angelieferten Bioabfall in seinen Kompostierungsanlagen zu deponieren. Ein 
privater Mitbewerber machte geltend, er könne den Bioabfall zu günstigeren 
Bedingungen entsorgen und forderte eine Öffnung des diesbezüglichen Marktes. 
 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/124&format=HTML&aged=0&language=
DE&guiLanguage=en 
 
Italien wird wegen der direkten Vergabe von Aufträgen über 
Abfallbewirtschaftungsdienste durch die Gemeinde Contigliano (Latium) an die im 
öffentlichen Eigentum stehende GmbH AMA Servizi S.r.l., an deren Kapital die 
Gemeinde Contigliano zu 0,5 % beteiligt ist, geklagt. Italien ist der Auffassung, dass die 
Vergabe dieses Dienstleistungsvertrags an die Gesellschaft A.M.A. Servizi durch die 
Gemeinde Contigliano nicht unter die EU-Vergabevorschriften falle, da es sich bei 
A.M.A. Servizi um ein Unternehmen der Vergabestelle handele, das wie eine eigene 
Dienststelle zu behandeln sei. Die Kommission ist hingegen der Ansicht, dass die nach 
ständiger Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs erforderlichen 
Voraussetzungen für die Anwendung der In-House-Ausnahme in diesem Fall nicht erfüllt 
sind. Die Befugnisse der Gemeinde Contigliano als Minderheitsgesellschafter erlauben 
keine Kontrolle wie über eine eigene Dienststelle und das Unternehmen ist überdies am 
freien Markt tätig und macht einen Großteil seines Umsatzes mit anderen 
Auftraggebern. 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/08/123&format=HTML&aged=0&language=
DE&guiLanguage=en 
 
 
AdR pocht auf Geschäftsordnung 
 
In der jüngsten AdR-Plenarsitzung, die am 5./6. Februar in Brüssel stattfand, forderte 
eine Mehrheit der Mitglieder des AdR die Zurückverweisung eines 
Stellungnahmeentwurfs an die zuständige Fachkommission und machte damit erstmals 
von dieser geschäftsordnungsmäßigen Bestimmung Gebrauch. Art. 24 der AdR-
Geschäftsordnung ermöglicht die Zurückverweisung an die Fachkommission, wenn im 
Plenum mehr als 20 Änderungsanträge vorliegen und sich entweder das Präsidium oder 
die Plenarversammlung dafür aussprechen. Die aus der Fachkommission COTER 
kommende Stellungnahme des Briten Sir Albert Bore zum Grünbuch „Nachhaltige 
Mobilität in der Stadt“ erfuhr dieses Schicksal, mehr als 100 Änderungsanträge und 
mangelnde Kompromissbereitschaft des Berichterstatters machten es möglich. Nun hat 
sich die Fachkommission in ihrer Sitzung Ende Februar mit den Anträgen auseinander 
zu setzen und es bleibt zu hoffen, dass das Subsidiaritätsprinzip am Ende besser 
berücksichtigt ist als in jenem Entwurf, der dem Plenum vorlag, Darin wurden z.B. 
harmonisierte Bestimmungen für die Ausweisung von städtischen Umweltzonen und 
EU-Leitlinien für die Festlegung „grüner Zonen“ ebenso wie ein europäisches 
Fahrzeugregister befürwortet. 
 
http://www.cor.europa.eu/pages/EventTemplate.aspx?view=folder&id=87402c77-d94a-4381-95b0-
5ee5b3ec2d2d&sm=87402c77-d94a-4381-95b0-5ee5b3ec2d2d 
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Europa Aktuell 3/2008 
 
Parlamentarier für interkommunale Zusammenarbeit 
 
Der französische Europaabgeordnete Gilles Savary ist Initiator einer Petition für eine 
Rechtssetzungsinitiative der EU-Kommission gegen die „Bedrohung der 
interkommunalen Zweckverbände“. Wie er in dem von zahlreichen EU-Abgeordneten 
und Regionalpolitikern unterzeichneten Text ausführt, sei die Rechtsauffassung der EU-
Kommission sowie die Rechtsauslegung des Europäischen Gerichtshofs ein Angriff auf 
den Grundsatz der kommunalen Selbstverwaltung. Zweckverbände zur Teilnahme an 
öffentlichen Auftragsvergaben zu verpflichten bedeute eine Ausweitung des 
Wettbewerbsrechts in den Bereich der öffentlichen Hand und verkenne die Natur von 
Zweckverbänden. Diese seien nicht „Wettbewerber am Markt“ sondern unterlägen dem 
öffentlichen Recht und den Rechnungsführungsregeln für die öffentliche Hand, sie übten 
Zuständigkeiten ausschließlich auf dem Gebiet ihrer Mitgliedsgemeinden aus und böten 
kleinen Kommunen die Möglichkeit, ihren Einwohnern qualitativ hochwertige 
Dienstleistungen zu günstigen Preisen anzubieten.  
Bis dato unterzeichnete aus Österreich noch niemand diese Petition an 
Kommissionspräsident Barroso. Ziel der Petition ist die Vorlage eines 
Richtlinienvorschlags durch die EU-Kommission zur Sicherung des öffentlichen Status 
der interkommunalen Zweckverbände. Die bekannte Problematik derartiger Vorschläge 
liegt in ihrem ungewissen Ergebnis, welches stark von den Mehrheiten in Parlament und 
Rat abhängt.  
Grundsätzlich ist die Initiative aber zu unterstützen, da sie zur Bewusstseinsbildung v.a. 
in höheren Kommissionsetagen beitragen kann, wo die Kenntnis kommunaler 
Wirklichkeiten eher dürftig ist.  
Der Österreichische Gemeindebundes wird die Entwicklungen jedenfalls weiter 
beobachten und sich im Rahmen des RGRE einbringen.  
 
http://www.gilles-savary.fr/article/articleview/7199/1/1922/ 
 
 
Demographischer Wandel 
 
Der demographische Wandel zählt auch auf europäischer Ebene zunehmend zu den 
Topthemen. Am 14. Februar veranstaltete etwa die Grüne Fraktion im Europäischen 
Parlament eine Konferenz, die sich diversen Aspekten des demographischen Wandels 
widmete, die auch für die kommunale Ebene von Interesse sind.  
So wurde eine Studie zum Bevölkerungsrückgang in Brandenburg, seinen Folgen und 
politischen Herausforderungen präsentiert, Lösungsansätze Finnlands für medizinische 
und soziale Grundversorgung in dünn besiedelten Regionen präsentiert und über den 
einseitigen Fokus der Politik auf die „Rush-Hour des Lebens“ diskutiert.  
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Wer mehr darüber wissen will, kann den Konferenzbericht beim Brüsseler 
Gemeindebundbüro anfordern oder einen Blick auf die Präsentationen der Vortragenden 
werfen: 
 
http://www.greens-efa.org/cms/default/rubrik/13/13438.demographic_change_in_europe@en.htm 
 
 
Belgien überlegt Zulassung von Mega-Trucks 
 
Die Debatte auf europäischer Ebene begann bereits letztes Jahr, als die EU-
Kommission ihren Aktionsplan Güterverkehrslogistik veröffentlichte und sich das EU-
Parlament mit dem Thema auseinander setzte. Nun legt die belgische 
Übergangsregierung bzw. Verkehrsminister Yves Leterme ein Schäuflein nach und 
kündigt die baldige Zulassung von LKW in Übergröße in Flandern an. Mega-Trucks 
zeichnen sich durch mehr als 25m Länge und ein Gewicht von über 60 Tonnen aus, laut 
Empfehlung des EU-Parlaments sollen derartige Fahrzeuge nur auf Antrag eines 
Mitgliedstaates und daher auch nur im innerstaatlichen Verkehr zugelassen werden.  
Der Österreichische Gemeindebund und der europäische Dachverband RGRE sprachen 
sich schon in der ersten Diskussion gegen die Zulassung dieser Riesen-LKW aus, 
welche kommunale Infrastrukturen übergebührlich belasten würden. 
 
 
Verwendung von Satellitendaten im kommunalen Alltag 
 
Im Rahmen der regelmäßig stattfindenden Treffen der in Brüssel ansässigen 
europäischen Kommunalverbände stellte ein Vertreter von EURISY die Arbeiten dieser 
NGO vor, deren Ziel die Nutzbarmachung von Satellitendaten für kommunale und 
regionale Anwendungen ist. Zu diesem Zweck kooperiert EURISY mit nationalen 
Agenturen, welche die gewünschten Daten für den Endbenützer aufbereiten. 
Kommunen und Regionen können in vielfältiger Weise von Satellitendaten profitieren. 
Die Region Elsass überwacht damit z.B. die illegale Abholzung und kann frühzeitig 
negativen Effekten gegensteuern, die 2000-Einwohner Gemeinde Saint Géniès de 
Malgoirès im französischen Languedoc nutzt Satellitendaten zur 
Hochwasserbekämpfung und die kanarischen Inseln stellen ihren nicht-industriellen 
Fischern Meeresdaten zur Verfügung.  
Die Anwendungsgebiete sind vielfältig, für Gemeinden bedeutende Umwelt- oder 
Raumdateninformationen könnten auf diese Weise einfach abgerufen werden.  
Der RGRE und EURISY planen für November 2008 die Organisation eines Workshops. 
Grundsätzlich am Thema interessierte Gemeinden können sich jedoch bereits jetzt beim 
Brüsseler Gemeindebüro melden, wo Kontakt mit EURISY hergestellt werden kann.  
 
http://www.eurisy.org/ 
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Europa Aktuell 4/2008 
 
 
RGRE Generalsekretäre in Laibach 
 
Regelmäßig treffen sich die Generalsekretäre und Direktoren der Mitgliedsverbände des 
RGRE zur strategischen Planung. Die jüngste Sitzung dieses Gremiums fand am 19. 
März im slowenischen Laibach statt, der Gemeindebund war durch Generalsekretär 
vortr. HR Dr. Robert Hink vertreten. Die Sitzung diente einerseits der Vorbereitung des 
nächsten RGRE-Hauptausschusses im Mai, diskutiert wurde jedoch auch schon über 
die nächste Generalversammlung, die Ende April 2009 in Malmö stattfinden wird. 
Bereits zum zweiten Mal befasste sich das Gremium mit der Frage, wie sich gewählte 
Vertreter intensiver an den Arbeiten des RGRE beteiligen können, da auch der 
Hauptausschuss im Dezember 2007 keine Einigung dazu erzielt hatte. Der RGRE 
kämpft bekanntlich damit, dass sich Politiker für die technischen Arbeiten (Ausarbeitung 
von Positionspapieren, Mitarbeit in internen Arbeitsgruppen) kaum gewinnen lassen, da 
diese Tätigkeiten sehr zeitaufwändig sind. Für die Außenwirkung und das Lobbying 
wäre jedoch eine stärkere Präsenz von Politikern wünschenswert. Die Generalsekretäre 
einigten sich daher darauf, dem Hauptausschuss die Ernennung politischer 
Berichterstatter vorzuschlagen. Diese sollten einschlägige Vorkenntnisse zu bestimmten 
Themen wie Umwelt, Verkehr oder Energie mitbringen und den RGRE nach außen 
vertreten. Darunter fallen neben Gesprächen mit den verantwortlichen Beamten der 
Kommission auch Lobbying im EU-Parlament, die Teilnahme an Konferenzen im Namen 
des RGRE u.ä. 
Nun liegt es am Anfang Mai tagenden RGRE-Hauptausschuss, die endgültige Lösung 
auch politisch abzusegnen, d.h. sozusagen eine politische Selbstverpflichtung 
einzugehen.  
 
http://www.ccre.org 
 
 
Parlament unterscheidet zwischen Lobbyisten und Gebietskörperschaften 
 
Im Rahmen der Transparenzinitiative der EU-Kommission wurde die Idee eines 
Registers für in Brüssel tätige Lobbyisten geboren. Demnach sollen alle die 
europäischen Institutionen beeinflussenden Lobby-Gruppen registriert werden um der 
Öffentlichkeit einen Einblick zu gewähren, wer mit wie vielen Mitarbeitern welche 
Interessen vertritt. Die EU-Kommission ging zwar von ihrem ursprünglichen Plan ab, die 
Vertreter der Gebietskörperschaften mit den gewerblichen Lobbyisten gleich zu stellen, 
der Berichterstatter im EU-Parlament, der mittlerweile zum Außenminister ernannte 
Finne Alexander Stubb, machte jedoch wieder einen Schritt zurück und unterschied in 
seinem ersten Berichtsentwurf nicht zwischen den Verbindungsbüros der Länder und 
Gemeinden und Industrie- und Wirtschaftslobbyisten. 
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Der Aufschrei der kommunalen und regionalen Vertretungen, darunter auch des 
Gemeindebundes, führte dazu, dass der zuständige EP-Ausschuss für konstitutionelle 
Fragen nun eine Formulierung wählte, die akzeptabel ist. Darin wird jedoch vergessen, 
die kommunalen Verbände den Kommunen und Regionen gleich zu stellen, weshalb 
auch in Vorbereitung der Abstimmung im Parlamentsplenum entsprechende 
Überzeugungsarbeit zu leisten ist. Andernfalls würden jene Städte und Regionen 
begünstigt, die sich eigene Vertretungen leisten können, während die kleinen, im 
Rahmen von Verbänden organisierten Gebietskörperschaften Gefahr laufen, mit 
herkömmlichen Lobbyisten in einen Topf geworfen zu werden.  
 
http://www.europarl.europa.eu/news/public/focus_page/008-25231-168-06-25-901-20080331FCS25217-
16-06-2008-2008/default_de.htm 
 
 
RGRE bereitet 2. Benchmarking-Seminar vor 
 
Ende November 2007 organisierte der RGRE ein Seminar zum Thema Benchmarking, 
wo Erfahrungen aus mehreren Mitgliedstaaten und zu verschiedenen Themenbereichen 
präsentiert wurden. Gegenüber den europäischen Institutionen werden Benchmarks 
bekanntlich seit längerem als effizientes Instrument der Qualitätskontrolle und 
Qualitätssteigerung für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse propagiert, der 
Workshop zeigte dem Brüsseler Publikum erstmals anhand konkreter Beispiele, wie dies 
in der Praxis tatsächlich funktioniert.  
Aufgrund des großen Erfolgs dieses ersten Seminars, das sich einerseits mit der 
Erarbeitung allgemeiner Benchmarks für eine Vielzahl kommunal erbrachter Dienste, 
andererseits mit Benchmarks für die Wasserver- und die Abwasserentsorgung befasste, 
soll im heurigen Frühjahr ein Folgeseminar abgehalten werden. Dieses wird sich v.a. mit 
Benchmarks für soziale Dienste und Verkehrsdienste befassen und entweder am 19. 
Mai oder 2. Juni in Brüssel stattfinden. Der RGRE sucht noch für beide Themen 
Praxisbeispiele und Vortragende. 
Programm und Präsentationen des ersten Seminars können bei Interesse beim 
Brüsseler Gemeindebundbüro bezogen werden.  
 
 
Unterrichtsministerium Ansprechpartner für Gemeindepartnerschaftsprogramm 
 
Gemeinden, die um Förderung ihrer Gemeindepartnerschaft im Rahmen des EU-
Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ ansuchen, können sich mit konkreten 
Anfragen auch an das österreichische Unterrichts- und Kulturministerium wenden. Die 
Abteilung EU-Kulturangelegenheiten beantwortet gerne konkrete Fragen und ist auch 
bei der Antragstellung behilflich, überdies besteht ein direkter Draht zur zuständigen 
Exekutivagentur in Brüssel. Ansprechpartnerin im BMUKK ist Frau Dr. Sigrid Olbrich-
Hiebler.  
Weiterhin beantwortet auch der Gemeindebund gerne die diesbezüglichen Fragen der 
Gemeinden. 
 
http://www.bmukk.gv.at/europa/index.xml 
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Tschechische Gemeinde sucht österreichischen Partner 
 
Die ca. 3.000 Einwohner zählende Gemeinde Mlada Vozice in Südböhmen sucht eine 
österreichische Partnergemeinde von ähnlicher Größe.  
Nähere Auskünfte erteilt der Bürgermeister von Mlada Vozice, Herr Jaroslav Vetrovsky 
unter der Emailadresse starosta@mu-vozice.cz. 
 
 
Silberstadt der Niederlande sucht Partner 
 
Die niederländische Stadt Schoonhoven an der alten holländischen Wasserlinie sucht 
ähnlich geprägte Partnergemeinden bzw. Partnerstädte in Europa. Schoonhoven ist 
eine alte Festungsstadt an der Lek und gilt als Silberstadt, da es nicht nur über 
zahlreiche Silberschmieden und Silberfabriken verfügt, sondern auch eine 
Fachhochschule für Gold- und Silberschmiede und Uhrenmacher beherbergt und einen 
jährlichen Silberpreis vergibt. Gesucht werden Partnergemeinden, die ebenfalls ein 
Naheverhältnis zur Edelmetall- oder Edelsteinverarbeitung  aufweisen. 
Nähere Informationen erteilt Herr Jacob Bac vom Verband der niederländischen 
Kommunen: Jacob.Bac@VNG.NL 
 
 
Cerrione im Piemont sucht Partner 
 
Die italienische Gemeinde Cerrione im Piemont, Provinz Biella, möchte ihr 
Partnerschaftsnetzwerk erweitern und sucht eine österreichische Gemeinde, die sich der 
bestehenden Partnerschaft von Cerrione und Villerest in Frankreich (Rhone-Alpes) 
anschließen möchte.  
Cerrione ist eine landwirtschaftlich geprägte Gemeinde mit ca. 3.000 Einwohnern und 
einem regen Vereinsleben.  
Nähere Informationen erteilt Herr Marco Rizzini (marcogri@hotmail.com), ein englisches 
Informationsblatt über Cerrione kann auch beim Brüsseler Gemeindebundbüro 
angefordert werden.   
 
 
Förderung von Rundtischgesprächen  
 
Im Rahmen des Programms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ fördert die EU-
Kommission im nächsten Jahr den direkten Meinungsaustausch von Bürgern. Gemäß 
einer neuen Programmschiene können Verbände und Organisationen thematische 
Bürgerbegegnungen organisieren, in denen sich die Bevölkerung in Form von 


